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Förderung der Entwicklungshilfe 
durch Hebung der Einfuhr aus Entwicklungsländern

Dr. Clodwig ¡Kapferer, Hamburg*)

Es liegt gegenwärtig eine politische Notwendigkeit 
für die Industriestaaten der westlidien W elt vor, die 

Einfuhr aus Rohstoffländern zu fördern. Im folgenden 
sollen Möglichkeiten aufgezeigt werden, mit denen 
wir der drohenden Belastung entgegenwirken kön­
nen, die das Ungleichgewicht der wirtschaftlichen Be­
ziehungen in d e r  nichtkommunistischen W elt hervor­
gerufen hat.

E ntw icklung d e r  L eiitungs- und H andelsbilanzen

Zusammengefaßt wiesen die Leistungsbilanzen der 
Rohstoffländer dm Jahrfünft 1956—1960 eine Passivi­
tä t von durdischnittlidi jährlidi 4,6 Mrd. $ auf. In 
diese Berechnung sind auch die Leistungsbilanzsalden 
der karibischen und vorderasiatischen Erdölländer 
sow ie der schwach entwickelten west- und südeuro- 
päisdien Randländer Island, Irland, Portugal, Spanien, 
Griechenland und Jugoslawien mit einbezogen. Rech­
net m an die fortschrittlichen „weißen britischen Do­
minions" (Kanada, Australien, Neuseeland und Süd­
afrikanische Union) dazu, so erhöht sich die durch­
schnittliche jährliche Passivität um weitere 1,7 Mrd. $. 
Der Ausgleich der Passivsalden erfolgte vor allem 
durch direkte Investitionen und Kredite sowie durch 
unentgeltliche staatliche Kapitalhilfe, in geringerem 
Ausmaß auch durch Goldverkäufe.

Bei den Industriestaaten ergibt die saldenmäßige Dar­
stellung der Leistungsbilanzentwicklung in der glei­
chen Periode eine durchschnittliche jährliche A ktivität 
von 6,3 Mrd. $. Als Industriestaaten sind in diese 
Rechnung eingegangen die USA, W esteuropa ohne 

. die eben erwähnten wirtschafthdi noch zurückgeblie­
benen Randländer und Japan. Bei den Diensten w ur­
den die privaten  unentgeltlichen Hilfsleistungen (Emi­
grantenrimessen, Unterstützung, Spenden und dgl.) 
miitgerechnet. Die zu Reinvestitionen verw andten nicht 
transferierten K apitalerträge wurden sowohl auf der 
einen Seite bei den Kapitalerträgen als auch auf> der 
anderen Seite bei den entspredienden Investitionen 
und Krediten mitberücksichtigt. Dagegen wurde die 
unentgeltliche staatliche militärische Hilfe w eder in 
der Leistungs- noch in der Kapitalbilanz der gewäh­
renden oder empfangenden Länder mitgerechnet.

•) G eneralrefera t auf der 25. M itgliederversam m lung d e r A rbeits- 
gem einsdiaft D eu tsd ier W irtsd iaftsw issensdiaftlid ier Forsdiungs- 
in s titu te  e. V. in Ham burg am 1. Juni 1962.

Aus dieser Gegenüberstellung darf man jedoch nicht 
die politisch bedenkliche Folgerung ziehen, die w est­
lichen Industriestaaten bereicherten sich an den Roh­
stoffgebieten. Das w äre ein Trugschluß. Salden der 
Kapitalbewegung sagen nichts über die Q ualität die­
ser Bewegung aus. Private Auslandsinvestitionen be­
ruhen in der westlichen W elt nun einmal auf dem 
Prinzip der Kapitalerträge. Bei der Akkumulation der 
Investitionen über viele Jahrzehnte hinweg wird 
natürlicherweise eine hohe Summe von jährlichen 
Kapitalerträgen aus diesen Investitionen erreicht. 
W erden die Kapitalerträge nicht transferiert, sondern 
reinvestiert, so sind diese Reinvestitionen ihrer w irt­
schaftlichen Bedeutung nach ebenso zu w erten wie 
neue Investitionen. Es w äre daher falsch, den pri­
vaten Kapitalexport zu diskriminieren.

Bei der Handelsbilanzentwicklung schlagen — im Ge­
gensatz zur Leistungsbilanzentwicklung — in den 
letzten Jahren  die terms of trade zum Schaden der 
Rohstoffländer schwer zu Buch. Seit 1953 haben sich 
die Ausfuhrpreise für Rohstoffe bis 1961 um lOVo 
vermindert. Demgegenüber sind die Exportpreise für 
industriell erzeugte Fertigwaren in der gleichen Zeit 
um 10 “/o gestiegen. Das Jah r 1953 w urde zum Aus­
gangsjahr fiir diesen Vergleich gewählt, weil es das 
erste halbwegs als Norm aljahr anzusehende Jahr 
war, in dem sich das durch die Koreakrise stark ge­
störte Preisniveau bereits weitgehend beruhigt hatte.

Durch die Abnahme der Exportpreise für Rohstoffe 
und A grarprodukte, tra t in den Rohstoffländern in 
den Jahren 1958 bis 1961 ein M indererlös von 5,4 
Mrd. $ ein, und durch den laufenden Anstieg der 
Preise industrieller W aren entstanden ihnen bei ihrer 
Einfuhr M ehraufwendungen in  Höhe von 10,8 Mrd. $. 
Insgesamt belief sich also der „Schaden" der Entwick­
lungsländer durch die Versdilechterung der term s of 
trade auf rund 16 Mrd. $, d .h .,au f jahresdurchschnitt­
lich rund 2,7 Mrd. $. Dieser durchschnittliche Minder­
erlös ist das Ergebnis ständig größer werdender 
Schäden.

H ilfeleistungen  d er In du strie län der

Die Industriestaaten, voran die USA, bemühen sich, 
die Rohstoffländer aus der wirtschaftlichen Sackgasse, 
in die sie auf diese W eise zu geraten  drohen, heraus­
zuführen. Sie haben ihnen in den Jahren 1956 bis 1960
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jahresdurcfaschnittlidi 2,8 Mrd. $ unentgeltliche Ka­
pitalhilfe gewährt. Damit allein können aber die Roh­
stoffländer ihre Aufbauprobleme n id it lösen. Lang­
fristig w ird dies erst erreidit, wenn nidit nur die 
äußere, sondern audi die innere Nadifrage nach den 
Erzeugnissen ihrer Eigenproduktion w ädist und ihre 
Produktionsfaktoren, nam entlidi die reichlich vorhan­
denen Arbeitskräfte, besser genutzt werden. Im Verein 
mit den erforderlidien Veränderungen der Sozial­
struktur und einer rationelleren Einstellung zur Arbeit 
und zu ihrem Ertrag können sidi dann die positiven 
Beziehungen zwisdien der Sozialprodukterhöhung 
und der inneren Kapitalbildung sdirittweise ent­
wickeln.

Eine vornehmlidie Rolle spielt hierbei der Außen­
handel. Dieser hat für das wirtschaftlidie Wachstum 
der meisten Rohstoffländer Schlüsselbedeutung. Auf 
der einen Seite muß die Einfuhr, insbesondere die­
jenige von Kapialgütern, in  den Rohstoffländern 
sdineller als bisher ansteigen. Dies setzt voraus, daß 
auf der anderen Seite die Industriestaaten ihre Ein­
fuhr aus den Rohstoffländern in beträditlidiem  Um­
fang erhöhen. In der gegenwärtigen weltpolitischen 
Lage ist die wirtschaftlidie Notwendigkeit, daß die In­
dustrieländer ihre Einfuhr aus den Rohstoffländern be­
günstigen, zugleidi auch eine politische Notwendigkeit.

Zur unentgeltlidien staatlichen Kapitalhilfe mödite 
idi eine exkursorische Bemerkung einschalten. Audi 
Rohstoffländer müssen erkennen, daß ihnen nur der 
öffentliche verzinsliche Kapitalimport,, w ie er in  der 
Form von Anleihen und in  Ausnahmefällen auch von 
staatlichen Direktinvestitionen zustande kommt, und 
der private Kapitalimport durch Direktinvestitionen 
und Kredite die von ihnen ersehnte wirkliche w irt­
schaftliche Souveränität verschafft, und sidi aufs äu­
ßerste bemühen, ohne unentgeltliche Hilfsleistungen 
von seiten der Industrieländer, auszukommen.

Damit soll nicht gesagt werden, daß unentgeltlidie 
Kapitalhilfe während einer Übergangsperiode keine 
Bedeutung besitzt. Ihr soll wohl die Aufgabe zufallen, 
in Form direkter Zuschüsse und Beiträge an interna­
tionale Orgarüsationen vor allem im Bereidi der so­
genannten „Infrastruktur", und zwar insbesondere 
auf dem sozialen Gebiet (Volksgesundheit, Bildung 
usw)., Investitionen zu ermöglichen, deren' Finanzie­
rung angesidits ihres besonderen Charakters trotz 
ihrer vordringlichen Notwendigkeit auf keine son­
stige W eise erfolgen könnte oder sinnreich wäre. 
Indessen scheint mir die Einsicht w iditig zu sein, daß 
in dem wirtschaftlichen Abhängigkeitsverhältnis der 
Rohstoffländer von den Industrieländern solange 
keine Änderung ein treten  kann, als Kapitalhilfe un­
entgeltlich gew ährt wird.

Inflationäre Wirtschaft, soziale Unausgeglidienheit, 
politisdie Unstabilität und wirtschaftlicher Nationalis­
mus gegenüber ausländischen Unternehmungen des 
Bergbaus, der Erdölförderung, der Plantagenwirt­
schaft und der öffentlidien Versorgungsbetriebe 
(Eisenbahnen, Telephongesellsdiaften, Elektrizitäts­
werke usw.) halten das private A uslandskapital vor

neuen Investitionen zurück. W äre nicht in mandien 
Rohstoffländern die V italität der W irtsdiaft trotz alle­
dem so außerordentlich groß — als Beispiel sei auf 
die Prototypen Mexiko und Brasilien hingewiesen —, 
so w äre es heute um den privaten Kapitalimport der 
Rohstoffländer aus Industriestaaten besorgniserregend 
sdiledit bestellt.

Der Außenhandel und die Stärkung der Innenmärkte 
haben für das wirtschaftlidie W adistum  der meisten 
Rohstoffländer Sdilüsselbedeutung. Im einzelnen bie­
ten sidi hierfür folgende M öglidikeiten;

1. Förderung der Ausfuhr aus Rohstoffländern durch 
handelspolitische Maßnahmen,

2. Sicherung der Stetigkeit der Expapsion in den 
Industriestaaten,

3. Diversifizierung des Exportangebotes in den Roh­
stoffländern,

4. Vergrößerung der Absatzmärkte durch Stärkung 
des Binnenhandels und durch regionale M arkt­
integration,

5. Vergrößerung des Verbraudies von Rohstoffen 
durdi den Kampf der Rohstoffverarbeiter um die 
M arktanteile ihrer Fertigprodukte,

6 Absatzförderung für gewerbliche Erzeugnisse der 
jungen Industrie der Rohstoffländer durch Import­
handel und durch die Großbetriebsformen des 
Einzelhandels in den Industriestaaten.

F örderung d er A usfuhr aus R oh sto fflän dern  
d u rd i handelspolitische M aßnahm en

Die Entwicklung des W arenaustausches zwischen 
Industrie- und Rohstoffländern hält mit dem Wachs­
tum des Außenhandels unter den hochindustrialisier­
ten Staaten n id it Sdiritt.

Die Spannungen auf den Rohstoffmärkten sind teils 
die Folge struktureller Überproduktion, und teils w er­
den sie durch die Praktiken der Handelspolitik erst 
hervorgerufen. Eine Reihe von Produkten der Rohstoff­
länder werden in den Industriestaaten in  zunehmen­
den Mengen selbst erzeugt. Das trifft namentlich auf 
die A grarprodukte Zucker, Ölfrüchte, Fleisch und 
M olkereierzeugnisse zu. Bei diesen konkurrierenden 
Produkten haben die Industriestaaten bis vor kurzem 
wenig Rücksicht auf die volkswirtschaftlichen Belange 
der Rohstoffländer geübt. Die Folgen äußern siich in 
unbefriedigenden Preisen an den W eltm ärkten. Bei 
zahlreichen Rohstoffen zeigt die Nachfrage wegen zu­
nehm ender Substituierung in den V erbraudierländern 
sinkende Tendenz. Große Reserveläger tragen zur Er­
schwerung der Situation bei.

Auf keine inländische Konkurrenz in den Industrielän­
dern stößt die Ausfuhr tropischer Agrarprodukte. Ihre 
Einfuhr kann bei Einkommenssteigerung in  den V er­
braucherländern am ehesten mit steigender Nachfrage 
rechnen.

In jüngster Zeit haben die GATT-Organisation, die 
Regierung der USA und die EWG-Wirtsdiaftskommis- 
sion Initiativen entwidcelt, die auf eine W ende in der 
handelspolitischen Behandlung der Anliegen der Roh-
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Stoffländer und ih rer jungen Industrien schließen las­
sen. Insbesondere hat sich die GATT-Organisation 
durch fruchtbringende Erörterung und praxisnahe Lö­
sungen schon zu w iederholten Malen bewährt.

Die Reaktion der GATT-Organisation ist audi gegen­
über der Einfuhr gew erblidier Erzeugnisse aus Roh­
stoffländern n id it m ehr auf Absperrung gerichtet. Als 
das zur Förderung und Mehrung der internationalen 
A rbeitsteilung bestimmte W eltorgan kann das GATT 
den Rohstoffländern wirksame Hilfe bringen. Audi 
die w irtsdiaftspolitisdien Memoranden der USA-Re- 
gierung und der EWG-Kcxmmission lassen für den 
Absatz konkurrierender Produkte eine Wende erhoffen. 
Darin verpfliditen sich beide, auch bei konkurrieren­
den Produkten dafür Sorge zu tragen, daß die Roh­
stoffländer bei ihnen audi für diese Produkte Absatz 
finden sollen. Beide sehen in  der Herstellung politi­
sd ier Interessengemeinsdiaften, die USA in M ittel­
und Lateinamerika durdi die Alianza para el Pro- 
gresso, die EWG durdi ihre Abmadiungen mit den 
afrikanisdien assoziierten Gebieten, ihre weltpoliti- 
sd ie  Entspannungsaufgabe. E in  Untersdiied ist ge­
genüber früheren Zeiten festzustellen. Die heute dis­
ku tierten  Maßnahmen zielen mehr auf Ausgleidiung 
w ährend einer Dbergangsperiöde ab. Ferner versucht 
man, sie mit Maßnahnien zu koppeln, mit denen in den 
Rohstoffexportländern eine größere w irtsdiaftlidie 
V ielfalt gefördert wird, damit künftighin Selbstpro­
duktion die Einfuhr von Grundnahrungsmitteln er­
setzt und das Exportangebot um neue ausfuhrfähige 
Produkte bereid iert wird.

Predssdiwankungen auf den Rohstoffmärkten haben 
für die Durdiführung der Entwidclungsprogramme 
w eittragende Folgen. Den internationalen Preisstabi- 
lisierungsmaßnahmen w aren bisher nur beschränkte 
Erfolge besdiieden. Ihr Ziel ist, in den Zeiten steigen­
der W eltm arktpreise eine Preisabsdiöpfung vorzu­
nehm en und bei sinkenden Preisen Preisstützung in 
G estalt garantierter M indestpreise, Subventionen und 
N adilässen der Ausfuhrzölle zu gewähren, d. h. mit 
anderen W orten gewissermaßen dem Markt entgegen­
zuarbeiten.

Außenseiter werden von den Vereinbarungen nidit 
betroffen, und bei ansteigender Konjunktur weiß auch 
m andier Teilnehmer, diese zu umgehen oder aus der 
Verpfliditung auszusdieiden. Auf die Dauer sdilägt 
bei Überproduktion, die das Grundübel der Sdiwie­
rigkeiten ist, doch der aus dem Verhältnis von An­
gebot und Nadifrage gebildete Preis durch und er­
zwingt eine Einsdiränkung der Produktion.

Nun liegen die Dinge in der W elt aber so, daß bei 
den heute empfohlenen Ausgleidismaßnahmen dei 
politisdie Charakter n id it mehr übersehen werden 
darf. Ausgleichsmäßnahmen ersdieinen deshalb na- 
mentlidi im Verhältnis zu jenen Ländern, deren 
W irtsdiaft auf nur wenigen Produkten beruht, als 
eine politisdie Notwendigkeit. Die V ereinten N atio­
nen befürworten entsprediende Maßnahmen, die 
Internationale Handelskammer ist dagegen.

Mit halben M itteln handelspolitisdier N atur kann das 
neue Ziel der Zusammenarbeit zwisdien Industrde- 
und Rohstoffländern, die partnersdiaftsähnlidien Cha­
rakter tragen muß, n id it erreidit werden. Aber idi 
neige der Auffassung zu, daß sich im Übergang das 
Freihandelsprinzip nidit ungezügelt auswirken darf.

Sicherung e in er stetigen  W irtschaftsexpansion  
in  den  Industriestaaten

W enn das w irtsdiaftlidie W adistum  in den Industrie­
staaten kontinuierlidi steigt, so bedeutet das für die 
Rohstoffländer eine gleidimäßigere Entwidclung dei 
Nadifrage. Eine auf stetige Entwidclung geriditete 
Konjunkturpolitik mittels konstruktiver Maßnahmen 
gegen überhitzungsersdieinungen und expansionsför­
dernden Maßnahmen in  Zeiten der Depression in den 
Industriestaaten ist deshalb eine Stütze für die Roh­
stoffländer. W ie abhängig die Rohstoffländer von 
der Nadifrageentwidclung in den Industrieländern 
sind, zeigt sdion die Tatsadie, daß Länder wie Ka­
nada und die vorderasiatisdien Erdölländer, deren 
Ausfuhrprodukte von den expandierenden Industrie­
ländern besonders gefragt werden, ihre Investitions­
gütereinfuhr am meisten steigern konnten, während 
Lateinamerika und Ozeanien, deren Produktion wegen

Die
M

DEUTSCHE B U N D E S B A H N
unabhängig von Witterung und Jahreszeit für alle Güter

I h r V  e r k  e h r s u n t e r n e h m e n

Bundesbahndirektion Hamburg
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des hohen Anteils an Agrarprodukten von den 
Industrieländern in geringerem Maße gefragt wird, 
in der Kapitalgütereinfuhr die geringste Zunahme 
aufzuweisen haben.

In den USA wird die Konjunkturpolitik seit Jahren 
mehr aktiv betrieben. In W esteuropa hat sie ihre 
Bewährung noch nicht bestanden. Im vergrößerten 

. Wirtschaftsraum liegt eine bessere Möglichkeit, kon- 
junkturpolitisdie iMaßnahmen gegen Depressionen 
oder Überhitzungserscheinungen einzusetzen, die 
dann audi eine größere Durchschlagskraft besitzen, als 
wenn sie von den einzelnen Ländern vorgenommen’ 
werden.

D ivertifiz ieru n g  des E xportangebotes  
in  den  R oh sto fflän dern

Den Rohstoffländern ist es. nur in sehr begrenztem 
Umfang möglich, durch Verbreiterung der Rohstoffpro­
duktion ihre Krisenabhängigkeit zu mildern. Bezüg- 
lid i der Erhöhung der traditionellen Produktion in 
den Rohstoffländern kann man verallgem einernd sa­
gen; Bei Produkten, deren W eltnachfrage nur relativ 
rückgängig ist, mag die Erhöhung der Produktion ver­
tretbar sein. Sie ist dagegen kaum, zumindest nur 
schwer vertretbar, wenn die' W eltnachfrage absolut 
rückgängige Tendenz hat.

Es besteht aber die Möglichkeit, durch Aufnahme 
neuer Produkte das Exportangebot vielfältiger zu ge- ■ 
stalten. Eine Diversifizierung des Exportangebotes ist 
in vielen Fällen schon bei besserer Exportpflege zu 
erreichen. Das ist insbesondere bei solchen Rohstoffen 
der Fall, deren Ausfuhr bisher noch keine größere 
Bedeutung .besaß, deren internationale Konkurrenz­
fähigkeit aber erreidibar erscheint. Deshalb kann die 
Erzeugung w eiterer Produkte als die der traditio­
nellen Rohstoffe nützlidi sein. Sie ist in den meisten 
Fällen ungleidi leichter zu erreichen als die Umstel­
lung auf die industrielle Produktion.

Idi m ödite hier an ein wirtschaftshistorisches Ereignis 
erinnern, das in der W eimarer Zeit stattfand. Da­
mals herrschten in Südosteuropa ähnliche V erhält­
nisse, w ie wir sie heute insbesondere in den aus der 
Kolonialherrschaft entlassenen jungen Staaten an­
treffen. Die terms of trade zeigten eine ähnliche Ent­
widclung, wiie sie heute zwischen Industriestaaten und 
Rohstoffländern besteht. Lange Türkenherrschaft hatte 
den Fortschritt ihrer Volkswirtsdiaften im Vergleidi 
mit den übrigen europäischen Staaten aufgehalten. 
Das veranlaßte im Jahre 1925 deutsche Firmen und 
Banken, den M itteleuropäischen W irtschaftstag zu 
gründen. Er w ar ein erfolgversprediender Ansatz zu 
einer privatwirtsdiaftlich orientierten, von Unter­
nehm ergeist gelenkten und völlig unpolitischen. Ent­
wicklungshilfe. Bei seinen ersten Beratungen über­
wog der Gedanke, regionale Präferenzen in Gestalt 
regionaler Ausnahmen von der M eistbegünstigung zu 
vereinbaren, ähnlich wie sie im Verhältnis zwischen 
den Kolorualmäditen und ihren ausländischen Be­
sitzungen bestanden. Aber schon bald lenkte er seine 
Tätigkeit auf die Erschließung von Bodensdiätzen

durch eigens hierfür errichtete Forschungs- und Er- 
sdiließungsgesellschaften und auf die Intensivierung 
der landwirtsdiaftlichen Produktion durch Einführung 
des vertragsm äßigen Anbaus von Industriepflanzen 
sowie durch Errichtung von Beispielsbetrieben und 
Landmaschinenschulen,

Der M itteleuropäische W irtschaftstag machte keine 
eigenen Gesdiäfte, griff aber als Organisation ta t­
kräftig ein, wo es sidi um Anpassung der A grar­
erzeugung an den deutschen Einfuhrbedarf und den 
Auf- oder Ausbau von Industrien handelte. Er drängte 
seine M itarbeit den Ländern des Südostens auch nicht 
auf, sondern w urde erst tätig, w enn die Länder ent­
sprechende W ünsdie geltend machten.

Der M itteleuropäische W irtschaftstag nahm seine Pla­
nungen in Zusammenarbeit und in A rbeitsteilung mit 
Ländervereinen und wissenschaftlichen Instituten vor, 
namentlich solchen, die sich mit Südosteuropa befaß­
ten. Dadurch w ar von vornherein die Voraussetzung 
geschaffen, daß sowohl Anregungen als audi die Aus­
führung von Planungsarbeiten weder einseitig unter 
wirtschaftspraktisdien G esiditspunkten nodi einseitig 
nach theoretisdier Einsicht erfolgte.

Die agrarwirtschaftlichen Ersdiließungsgesellschaften,- 
beispielsweise für Leinsaat in Ungarn und . für Soja 
in Rumänien, sdilossen mit den Landwirten Anbau­
verträge ab, wiesen ihnen das erforderlidie Saatgut 
zu. Eine fortwährende Betreuung der Landwirte sorgte 
dafür, daß Mißerfolge möglidist ausgeschaltet wurden. 
Die Betreuung bezog sich auf alle Stufen, beginnend 
mit der Anlieferung der Saat, dem Zeitpunkt der 
Impfung des Saatgutes, dem Abstand der Saat, der 
Saatlese, der Düngung, der Bearbeitung der Pflanze 
und dem Ernten und Dreschen. Die Betreuung erfolgte 
durch eine weitverzweigte O rganisation von Dorf­
agenten und Bezirksagronomen. Die Dorfagenten kon­
trollierten den örtlichen Fortgang der Arbeiten, eine ge­
ringe Zahl Bezirksagronomen überwachte deren Arbeit.

Da die Lieferungen in bar bezahlt wurden, während 
für die deutschen Gegenlieferungen von Investitions­
gütern meistens langjährige Fristen gewährt wurden, 
wuchsen die Clearing-Guthaben der südosteuropäi­
schen Länder. So kam es, daß die aufgelaufenen Forde­
rungen bisweilen mehrfadi überdeckt waren.

Der bilaterale W arenaustausdi zwisdien dem ehe­
maligen Deutschen Reicff und den einzelnen Donau­
staaten führte damals zu einer Steigerimg des gegen­
seitigen W arenverkehrs. Die Anwendung des glei­
chen Prinzips auf den Außenhandel zwischen Indu­
striestaaten und Rohstoffländern müßte audi heute 
Erfolge zeitigen. N ur müßten heute die Industrie­
staaten auf m ultilateraler Ebene handeln, und ihre 
Hilfe müßte zeitlidi auf eine Übergangsperiode be­
grenzt sein.

W enn die in  den traditionellen Rohstoffbereichen lie­
genden Möglichkeiten ausgesdiöpft sind, kann nur 
noch Industrialisierung Arbeitsplätze schaffen. Man 
kann von den politisch erw aditen Ländern nicht er-
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. w arten, daß sie ihre wirtschaftlidie Entwidiliing den 
Prinzipien der bisherigen internationalen A rbeits­
teilung in Rohstoff- und Industriestaaten opfern. ?ie 
wissen, daß Industrialisierung ih re rüdsständigen 
V olksw irtsdiaften in höhere Verarbeitungsstufen 
rüdct und latente Arbeitslosigkeit, wie sie nam entlidi 
in sta rk  bevölkerten Gebieten unerträgliche Ausmaße 
angenommen hat, absorbiert. Diversifizierung der 
Agrar- und Rohstoffproduktion, die sidi mit dem 
A ufbau verarbeitender Industrien und der erforder­
lichen Handels- und Verkehrsunternehmungen ver­
bindet, führt n id it nur zur Erhöhung des Volksein­
kommens, sondern bedeutet eine wirtsdiaftliche und 
politische Neuordnung für die westliche Welt. Die 
industrielle A rbeitsteilung zwisdien hodientwidcelten 
Industriestaaten und den nichtindustrialisierten Län­
dern ist unvermeidlidi. Aufgabe der Politik ist es, 
unsere W irtsdiaft und die öffentlidie Meinung auf 
diesen W andlungsprozeß vorzubereiten.

Gewiß verfügen die jungen Industrieländer über den 
Produktionsfaktor Arbeit in reidilidier Menge, und 
deshalb sind ihre Aufwendungen für Löhne und Ge­
hälter niedriger als in den hodientwickelten Industrie­
staaten. Daraus entsteht ein Niedriglohnproblem und 
aus diesem ein Niedrigpreisproblem. Daraus den Vor­
w urf des Dumjjing oder des unlauteren W ettbewerbs

abzuleiten, ist ungereditfertigt. D iese Sdiwierigkeiten 
dauern niidit ' ewig. Der Fortsdiritt des Lebensstan­
dards läßt auch in jungen Industrieländern die Ge­
stehungskosten ansteigen. Das zeigt die jüngste Ent­
wicklung der japanisdien Exportpreise. Dem Anpas­
sungsprozeß der Produktions- und Kostenverhältnisse 
unbesdiränkten Lauf zu lassen, kann andererseits ganze 
Industriezweige in den alten Industrieländern ver­
nichten. M arktordnende Maßnahmen, die den Zwedc 
verfolgen, Übergangsperioden zu bewältigen, ersdiei­
nen in diesem Falle als eine Notwendigkeit. Sie ver­
stoßen n id it gegen die Prinzipien der M arktwirtsdiaft. 
Sie würden darin bestehen . müssen, den jungen In­
dustrieländern progressiv ansteigende Exportmaxima 
zuzusidiern. Die GATT-Organisation hat erstmalig im 
Jahre 1960 für Baumwölltexlilien diesen Gedanken 
auf gegriffen. Die Verhandlungen führten 1961 zu 
einem Abkommen über den internationalen Handel 
mit W olltextilien, dessen Präambel die Notwendigkeit, 
den jungen Industrieländern steigende Absatzmög- 
lidikeiten für Fertigwaren zu bieten, anerkennt. Vor­
her hat die Internationale Handelskammer den Grund­
satz, die reidien M ärkte für gewerbliche Erzeugnisse 
aus weniger begünstigten Ländern zu öffnen,' gebil­
ligt, und zwar auf dem W eltkongreß 1961 in Kopen­
hagen. Vor kurzem hat die GATT-Organisation auf

V I C T O R I A
VE RS ICH E RUN GS G R U PP E

Ende 1961:

7 7 2 6 0 0 0
Lebens‘,  Unfall-^ HaffpfUchf^r Krafifahrt-/ Rechtsschutz; 
Sach-und Transport-Versicherungen

3^7 Milliarden DM
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Wunsch einzelner Rohstoffländer die Liste der H aib­
und Fertigfabrikate, deren Eihfuhrerschwernisse in 
den Industriestaaten auf Art, Umfang und W irkung 
untersucht werden sollen, von drei auf elf industrielle 
Erzeugnisbereiche ausgedehnt.

V ergrößerung d e r  A bsa tzm ärk te  durch S tärkung des 
B innenhandels und durch reg ion a le  M arktin tegration

Die tertiäre Beschäftigung des Handels nimmt , in den 
meisten Rohstoffländern an der Wertschöpfung einen 
ungerechtfertigt hohen Anteil in Anspruch. Der Han­
delsapparat ist in den meisten Rohstoffländern über­
besetzt, obwohl wegen des hohen Grades von Selbst­
versorgung der Bedarf an Handelsleistungen relativ 
geringer als in den Industriestaaten ist. Deshalb geht 
auch von der Förderung der Vermarktung in diesen 
Staaten eine dynamische W irkung auf die gesamt­
wirtschaftliche Entwicklung aus.

Handelshilfe haben beispielsweise amerikanische 
Investoren der mexikanischen Volkswirtschaft durch 
Errichtung von Selbstbedienungszentralen geleistet, 
deren kostengünstige Warenbeschaffung und W aren­
verteilung alsbald zur Senkung der hohen Gewinn­
spannen in der Lebensmittelversorgung der mexika­
nischen Städte führten. In anderen Konsumgüterbe­
reichen haben französische Investoreil zeitlich früher 
eine ähnliche W irkung erzielt, und beide neuen Groß­
betriebsformen des Einzelhandels haben die Errich­
tung einer großen Anzahl von Zulieferproduktions­
stätten erst angeregt.

Nur große Verbraucherm ärkte bieten die Möglichkeit, 
die Industrialisierung in  Rohstoffländern auf kosten­
günstiger Ebene voranzutreiben. Bei zu niedrigen 
Kapazitätsgrößen und zu niedriger Kapazitätsausnut­
zung lohnt sich die mit hohem Kapitalaufwand ver­
bundene Industrialisierung nicht. Sie verzerrt das 
innere Preisgefüge und schadet mehr, als die Import­
substitution den Volkswirtschaften Vorteile verschafft. 
M arktenge unterbricht den Industrialisierungsprozeß, 
zum mindesten verzerrt sie seine Entwicklung.

Diese Zusammenhänge führen die heute noch in den 
Anfängen des Industrialisierungsprozesses stehenden 
Rohstoffländer gebieterisch zur wirtschaftlichen Zu­
sammenarbeit untereinander. Je  nach ihrer wirtschaft­
lichen Verflechtung und der Komplementarität ihrer 
W irtschaftstrukturen ergeben sich aus ihrer nachbarli­
chen Zusammenarbeit bedeutsame Impulse. Regionale 
Marktzusammenschlüsse machen die Importsubstitu­
tion lohnender. Die Integrationsbewegungen in Über­
see sind nicht nur aus der Reaktion gegen die euro­
päische Integrationsbewegung entstanden. Sie leiten 
einen Prozeß ein, der die Rohstoffländer aus der Pa­
rallelstruktur ihres Außenhandels befreit und eine für 
sie neue komplementäre W irtschaftsstruktur begrün­
det. Wo sich der innere Absatz nicht vergrößert und 
der weltweite W arenaustausch stagniert, bleibt für 
die Rohstoffländer kaum ein anderer Ausweg als der 
des nachbarlichen Zusammenschlusses. Ein M arkt ist 
für Industrieerzeugnisse genügend groß, wenn er ge­
nügend Verbraucher besitzt. Aus diesem Grund muß,

solange große Teile der Bevölkerung mangels Ein­
kommen und niedrigem Zivilisationsstand als Ver­
braucher ausscheiden, die Integration von vornherein 
großräumiger geplant werden.

Auch hier ist eine Parallele zu den Bemühungen des 
schon erw ähnten M itteleuropäischen W irtschaftstages 
am Platze. Schon die sechste M itteleuropäische W irt­
schaftstagung von 1931 gab der Überzeugung A us­
druck, daß die Herstellung enger wirtschaftlicher Be­
ziehungen zwischen Staaten, die durch m ittelbare 
oder unm ittelbare Nachbarschaft verbunden sind, wie 
es damals bei den Ländern Südosteuropas der Fall war, 
ihre wirtschaftliche Entwicklung wesentlich fördert. 
Die Tagung trat damals einmütig für den Abschluß 
regionaler Abkommen zwischen den Staaten M ittel­
und Südosteuropa ein.

W enn eines Tages mehrere zollunierte Blöcke in der 
nichtkommunistischen W elt existieren, werden sie 
sich wahrscheinlich untereinander leichter auch über 
die M eere hinweg verständigen und gegenseitig zu 
einer neuen Politik gelangen. Alsdann liegt es mehr 
an den Empfängerländern, sich auf regionaler Ebene 
über die Verwendung von Hilfsleistungen zu einigen, 
was insbesondere bei der Planung optim aler Stand­
orte von Produktionsstätten von Bedeutung ist.

V ergrößerung des R ohstoffverbrauches durch den  
K a m p f d er R oh sto ff Verarbeiter um ihre M arktan teile

Verbraucher werden nicht nur durch Q ualität und 
Preis, sondern auch durch unbewußte und unterbe­
wußte Motive beeinflußt, neue Produkte zu erwerben 
und die bisher verbrauchten w eiterhin zu beziehen 
oder ihren Verbrauch zu steigern. H ersteller von 
Konsumgütern sind daher darauf angewiesen, ständig 
mit Hilfe systematischer Vertriebamaßnahmen um die 
Kaufkraft der anonymen Verbraucher zu ringen. Die 
M ittel hierfür sind Marktforschung, Werbung, V er­
kaufsförderung und Vertriebskostenrechnung. Die 
Marktforschung bedient sich hierbei quantitativer und 
qualitativer Beobachtungsinstrumente. Im ersten Fall 
sind es Erhebungen, die bei repräsentativen Bevöl­
kerungsausschnitten durchgeführt werden, im letzteren 
Fall geschieht dies durch Produktforschung und M otiv­
forschung. Durch fortlaufende Beobachtung der V er­
brauchsentwicklung in den Haushaltungen und der 
Käufe und Verkäufe im Groß -und Einzelhandel ver­
schaffen sich die rohstoffverarbeitenden Unternehmun­
gen der Industriestaaten die Grundlagen, auf denen sie 
ihre Absatzpläne und ihre absatzfördernden M aßnah­
men aufbauen.

A bsa tzförderu n g  fü r gew erbliche E rzeugnisse der R oh' 
stoffländer durch Im porth an del und G roßbetriebs­
fo rm e n  des E inzelhandels in  den  Industriestaaten

Zwischen den Produzenten in Rohstoffländern und 
dem Binnenhandel in den Industriestaaten kann der 
nationale und internationale Importhandel eine w irk­
same Hilfe leisten. Die Umsatztätigkeit der europäi­
schen Ein- und Ausfuhrhandelshäuser, namentlich der 
in den großen Hafenplätzen niedergelassenen Häuser, 
findet überwiegend mit überseeischen M ärkten statt.
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Ihre bew iesene Fähigkeit liegt in der raschen Um“- 
stellung auf notwendige Sortimentsveränderungen 
und Ä nderungen der Absatzmärkte und Abnehmer­
kreise. Es ist geradezu ihre traditionelle Funktion, stän­
dig Ersatz für entgangene Gesdiättsgelegenheiten zu 
finden. H eute wird ihnen eine Chance geboten, die 
ihrer geschäftlichen Struktur besonders gemäß ist, 
nämlich für die gewerblichen Erzeugnisse der jungen 
Industrien in überseeisdien Ländern Exportmärkte zu 
erschließen. Das bedeutet für diese eine Handelshilfe 
von erstrangiger Bedeutung. Ähnliches gilt für den 
D irektim port der Großbetriebe des Einzelhandels 
(W arenhäuser, Filialbetriebe und Freiwillige Ketten), 
der eine zunehmende Tendenz zeigt und in beträcht­
lichem Umfang über gemeinsame internationale Ein­
kaufszentralen geleitet wird.

Ein Handicap ist, daß junge Industrien zunädist wenig 
gew illt sind, sidi mit Exportgesdiäften abzugeben, 
einer G esdiäftsart, deren Nutzen weniger in Gewinn­
erzielung als in  besserer Kapazitätsausnutzung, also 
in  der Kostendegression liegt. Anderes kommt hinzu. 
Häufig fallen ln  den jungen Industrien die Erzeug­
nisse versdiieden aus. Damit läßt sich kein kon­
tinuierlicher Export durdiführen. Junge Industrien 
w ollen es häufig n id it wahrhaben, daß zur Herstel­
lung beständiger Handelsbeziehungen mustergetreue 
und term ingerechte Vor-, Haupt- und Nachlieferungen 
wichtige Voraussetzungen sind. Junge Industrien ver­
nachlässigen meistens auch das individuelle Angebot. 
Die Korrespondenz, die sich daraufhin entwickeln 
würde, w ürde sie über die Einkaufswünsdie und über 
die Gründe der Ablehnung ihrer ersten Angebote

aufklären. Das bedeutet ebenfalls Handelshilfe für 
junge Industrien. A udi Importeure, W arenhäuser und 
Freiwillige Ketten wollen informiert werden.

Um ihre Angebote auf den Geschmack und die Käufer­
gewohnheiten der großen Industriestaaten auszurich­
ten, bleibt es den jungen Industrien nicht erspart, auf 
diesen M ärkten M arktforsdiung zu treiben. Das gilt 
insbesondere für die problemreiche Gemeinschafts­
werbung. Sie wurde vor einem Jahr seitens der 28 
Kaffee erzeugenden Länder erstmalig in der Bundes­
republik Deutsdiland auf genommen. Ihre Aufwen­
dungen betrugen für die Anzeigenwerbung brutto
1,2 Mill. DM. Die Kakaoexportländer treiben diese 
W erbeart nicht, obgleidi einige Kakaoexportländer 
nationale Propagandafonds unterhalten. Bei Tee — 
um dieses Beispiel zu erwähnen — existiert eine Ge- 
m einsdiaftswerbung der Exportländer sdion seit vier 
len Jahren.

Viele Großbetriebe des Einzelhandels in  den Indu­
striestaaten importieren heute selbst. Uber sie besteht 
die Möglidikeit, überseeische Produkte in Einzel­
handelsm engen verkaufsfertig und abgepackt z. B. als 
Tiefkühlware zu liefern und über Tiefkühlanlagen 
ohne W eiterverarbeitung dem Konsumenten anzubie­
ten. Derartige Angebote entsprechen den modernen 
Wünschen des europäisdien Handels. Eine Handels­
hilfe durdi den Handel etwa in der Form der V er­
gebung langfristiger Aufträge ist dagegen nidit mög­
lich. Der Handel kann wegen der sdinellen W and­
lungen auf seinen Absatzmärkten sein Sortiment nidit 
auf Jahre planen.

Die Bewältigung des Hungers als Problem der Entwicklungsplanung

Prof. Dr. O tto Sdiiller, Bonn

D ie Planung des wirtsdiaftlidien Fortschrittes ist in 
denjenigen Entwicklungsländern besonders er­

schwert, in denen die ländlidie Übervölkerung dazu 
geführt hat, daß ein großer Teil der Agrarbevölkerung 
am Rande des Existenzminimums lebt und ständige 
U nterernährung eine weitverbreitete Ersdieinung ist. 
Die Sdiaffung neuer Arbeitsplätze im nichtlandwirt- 

. sdiaftlidien Bereich ist daher in diesen Ländern ein 
dringendes Erfordernis, um möglidist v ie len 'A rbeits­
kräften den Übergang aus der Landwirtschaft in andere 
Berufe zu ermöglidien. Dieser Übergang ist aber audi 
m it ernährungsw irtsdiaftlidien Problemen eigener Art 
verbunden, die leid it übersehen werden, wenn man 
von M aßstäben ausgeht, die in anderen Ländern gelten.

E m ährungsw irtschaftliche B ilanz bei Berufswechsel

Unter normalen Umständen wird die ernährungswirt- 
sd iaftlidie Bilanz eines Landes von Veränderungen in 
der beruflichen Gliederung seiner Bevölkerung nur 
insoweit berührt, als die Ernährungsbedürfnisse je 
nadi der Berufsausübung verschieden sind. Wechseln

Personen aus der Landwirtsdiaft in städtische Berufe 
über, so ergibt sidi zwar ein erhöhter Nahrungsbedarf 
im städtischen Bereich, der aber einigermaßen kom­
pensiert wird durch den entsprechend verminderten 
Nahrungsbedarf im agrarischen Sektor. In Gebieten 
der U nterernährung muß jedoch in Betradit gezogen 
werden, daß ein M ehrverbraudi eintritt, wenn aus dem 
Haushalt einer ländlichen Familie ein Familienmitglied 
in einen anderen Beruf abwandert, weil nämlich die 
verbleibenden Familienmitglieder die Chance wahr­
nehmen, das Nahrungsdefizit zu beseitigen und sich 
satt zu essen.

Man kann also nicht damit rechnen, daß die Markt- 
übersdiüsse ländlidier Bezirke in Gebieten der U nter­
ernährung in demselben Umfange steigen, wie sich 
dort die Zahl der Nahrungskonsumenten vermindert. 
Das bedeutet aber, daß durch die Abwanderung vom 
Lande n id it nur ein Verteilungsproblem aufgeworfen 
wird, indem gewisse Nahrungsmengen, die bisher d o r t ' 
verzehrt wurden, wo sie produziert sind, nunmehr zu 
städtisdien M ärkten transportiert werden müssen. Es
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